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KURZE BEGRÜNDUNG

Der Berichterstatter begrüßt den Vorschlag der Kommission, die halbjährlichen 
Zeitumstellungen im Einklang mit den vom Europäischen Parlament in seiner Entschließung 
vom Februar 2018 und von den Bürgern zum Ausdruck gebrachten Standpunkten 
abzuschaffen.

Es wurden zahlreiche Studien und Berichte veröffentlicht, in denen die nachteiligen 
Auswirkungen der zweimal jährlich stattfindenden Zeitumstellungen auf viele Bereiche der 
Gesellschaft nachgewiesen wurden, die von Gesundheitsrisiken und -problemen aufgrund 
von Herzrhythmusstörungen über höhere Unfallzahlen in den Tagen nach der 
Zeitumstellung bis hin zu größerem Verwaltungsaufwand und Mehrkosten für viele 
Wirtschaftszweige reichen. 

Im Sommer 2018 führte die Kommission eine öffentliche Anhörung durch, bei der sie 
4,6 Millionen Rückmeldungen zusammentrug, wobei 99,8 % der Antworten von Bürgern 
stammten. Die übrigen 0,2 % kamen von Interessenträgern oder Unternehmen. Das Ergebnis 
dieser Anhörung sprach für die Abschaffung der halbjährlichen Zeitumstellungen (84 %). 
Der vorliegende Vorschlag entspricht daher der von den Bürgern zum Ausdruck gebrachten 
Meinung, wobei gleichzeitig betont wird, dass es eines kohärenten und einheitlichen 
Vorgehens bedarf, damit das Funktionieren des Binnenmarktes nicht beeinträchtigt wird. 

Die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten der EU sind in drei verschiedenen Zeitzonen 
zusammengefasst, nämlich UTC, UTC+1 und UTC+2. Daher müssen mehrere Faktoren 
berücksichtigt werden, wenn über die dauerhafte Zeit entschieden wird, etwa geografische 
Aspekte und natürliche Zeitzonen und ihre Auswirkungen auf die Gesundheit aufgrund der 
Verfügbarkeit von Tageslicht. 

Die Mitgliedstaaten sind zwar auch künftig dafür zuständig, über ihre Standardzeit zu 
entscheiden, doch der Berichterstatter hält es für erforderlich, bei den Zeitregelungen einen 
einheitlichen Ansatz zu verfolgen, damit der Binnenmarkt weiterhin ordnungsgemäß 
funktionieren kann und größere Störungen verhindert werden, die ein Flickwerk zur Folge 
hätte, wenn sich die Mitgliedstaaten dafür entschieden, mehrere 60-minütige 
Zeitverschiebungen innerhalb der EU einzurichten. 

Ein koordinierter Ansatz impliziert einen angemessenen Zeitplan, damit die Mitgliedstaaten 
die Auswirkungen einer dauerhaften Entscheidung für UTC+1 und UTC+2 genau bewerten 
können, da viele Bereiche berücksichtigt werden müssen, etwa die Folgen für die Wirtschaft 
im Hinblick auf Handel, Kommunikation und Verkehr über Staatsgrenzen hinweg, aber auch 
die Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit, die Straßenverkehrssicherheit oder die 
Umwelt. 

Daher wird vorgeschlagen, das Datum der Anwendung um ein Jahr zu verschieben, 
damit die Mitgliedstaaten genügend Zeit haben, ihr Vorgehen zu koordinieren und die 
einschlägigen Interessenträger und die Bürger mittels öffentlicher Anhörungen 
ordnungsgemäß einzubeziehen. 

Damit für eine ordnungsgemäße Koordinierung gesorgt ist, sollte ein Netzwerk 
eingerichtet werden, das aus Vertretern aller Mitgliedstaaten und der Kommission besteht 
und als Mittler fungiert, falls die von einem Mitgliedstaat geplante Zeitumstellung bei 
anderen Mitgliedstaaten Besorgnis erregt und das ordnungsgemäße Funktionieren des 
Binnenmarktes beeinträchtigt. 
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Die Bewertung der Anwendung dieser Richtlinie sollte vier Jahre nach der Anwendung 
erfolgen und nicht nach fünf Jahren, wie von der Kommission vorgeschlagen.
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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 
Ausschuss für Verkehr und Tourismus, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Mitgliedstaaten haben sich in 
der Vergangenheit für die Einführung der 
Regelung der Sommerzeit auf nationaler 
Ebene entschieden. Daher war es für das 
Funktionieren des Binnenmarkts von 
Bedeutung, dass Tag und Uhrzeit des 
Beginns und des Endes der Sommerzeit 
einheitlich in der gesamten Union 
festgelegt werden. Gemäß der Richtlinie 
2000/84/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates21 wenden derzeit alle 
Mitgliedstaaten die Sommerzeit vom 
letzten Sonntag im März bis zum letzten 
Sonntag im Oktober desselben Jahres an.

(1) Die Mitgliedstaaten haben sich in 
der Vergangenheit für die Einführung der 
Regelung der Sommerzeit auf nationaler 
Ebene entschieden. Daher war es für das 
Funktionieren des Binnenmarkts von 
Bedeutung, dass Tag und Uhrzeit des 
Beginns und des Endes der Sommerzeit 
einheitlich in der gesamten Union 
festgelegt werden, damit die 
Zeitumstellung in den Mitgliedstaaten 
koordiniert erfolgt. Gemäß der 
Richtlinie 2000/84/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates21 wenden derzeit 
alle Mitgliedstaaten die halbjährliche 
jahreszeitlich bedingte Zeitumstellung an. 
Am letzten Sonntag im März wird die 
Standardzeit auf die Sommerzeit 
umgestellt, die bis zum letzten Sonntag im 
Oktober desselben Jahres gilt. 

__________________ __________________
21 Richtlinie 2000/84/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Regelung der 
Sommerzeit (ABl. L 31 vom 2.2.2001, 
S. 21).

21 Richtlinie 2000/84/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Regelung der 
Sommerzeit (ABl. L 31 vom 2.2.2001, 
S. 21).

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) In seiner Entschließung vom (2) In seiner Entschließung vom 
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8. Februar 2018 forderte das Europäische 
Parlament die Kommission auf, die 
Regelung der Sommerzeit gemäß der 
Richtlinie 2000/84/EG zu prüfen und 
gegebenenfalls einen Vorschlag für ihre 
Überarbeitung vorzulegen. In dieser 
Entschließung wurde auch bekräftigt, dass 
unbedingt ein harmonisierter Ansatz für die 
Zeitregelung in der gesamten Union 
beibehalten werden muss.

8. Februar 2018 forderte das Europäische 
Parlament die Kommission auf, die 
halbjährliche jahreszeitlich bedingte 
Zeitumstellung gemäß der 
Richtlinie 2000/84/EG zu prüfen und 
gegebenenfalls einen Vorschlag für ihre 
Überarbeitung vorzulegen. In dieser 
Entschließung wurde auch bekräftigt, dass 
unbedingt ein harmonisierter Ansatz für die 
Zeitregelung in der gesamten Union 
beibehalten werden muss, und gleichzeitig 
darauf hingewiesen, dass zahlreiche 
wissenschaftliche Studien ergeben haben, 
dass die halbjährliche jahreszeitlich 
bedingte Zeitumstellung nachteilige 
Folgen hat.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Kommission hat die 
verfügbaren Informationen geprüft, die 
zeigen, wie wichtig harmonisierte 
Unionsvorschriften in diesem Bereich sind, 
um das reibungslose Funktionieren des 
Binnenmarkts zu gewährleisten und u. a. 
Störungen der zeitlichen Planung der 
Verkehrsdienste und des Funktionierens 
der Informations- und 
Kommunikationssysteme, höhere Kosten 
für den grenzüberschreitenden Handel oder 
eine geringere Produktivität im 
Binnenmarkt für Waren und 
Dienstleistungen zu vermeiden. Es lässt 
sich nicht eindeutig sagen, ob die Vorteile 
der Sommerzeitregelung die 
Unannehmlichkeiten im Zusammenhang 
mit der halbjährlichen Zeitumstellung 
aufwiegen.

(3) Die Kommission hat die 
verfügbaren Informationen geprüft, die 
zeigen, wie wichtig harmonisierte 
Unionsvorschriften in diesem Bereich sind, 
um das reibungslose Funktionieren des 
Binnenmarkts, Langfristigkeit und 
Vorhersehbarkeit zu gewährleisten und 
u. a. Störungen der zeitlichen Planung der 
Verkehrsdienste und des Funktionierens 
der Informations- und 
Kommunikationssysteme, höhere Kosten 
für den grenzüberschreitenden Handel oder 
eine geringere Produktivität im 
Binnenmarkt für Waren und 
Dienstleistungen zu verhindern. Es lässt 
sich nicht eindeutig sagen, ob die Vorteile 
der Sommerzeitregelung die 
Unannehmlichkeiten im Zusammenhang 
mit der halbjährlichen Zeitumstellung 
aufwiegen.
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Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Zahlreiche Studien haben jedoch 
ergeben, dass die Vorteile der 
jahreszeitlich bedingten Zeitumstellung 
wie Energieeinsparungen überbewertet 
wurden, wohingegen nachteilige 
Auswirkungen in verschiedenen 
Bereichen – etwa Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit und den 
Biorhythmus („zirkadianer Rhythmus“) 
oder die Konzentrationsfähigkeit – 
unterschätzt wurden.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Eine lebhafte öffentliche Debatte 
über die Sommerzeitregelung ist im Gange 
und einige Mitgliedstaaten haben bereits 
ihre Präferenz für die Abschaffung solcher 
Regelungen zum Ausdruck gebracht. 
Angesichts dieser Entwicklungen muss 
weiterhin gewährleistet werden, dass der 
Binnenmarkt ordnungsgemäß und ohne 
erhebliche Störungen funktioniert, die 
durch abweichende Regelungen der 
Mitgliedstaaten hervorgerufen werden 
könnten. Es ist daher angebracht, die 
Regelung der Sommerzeit auf koordinierte 
Weise zu beenden.

(4) Eine lebhafte öffentliche Debatte 
mit einer Reihe von Bürgerinitiativen, bei 
denen die Bedenken der Bürger bezüglich 
der halbjährlichen jahreszeitlich 
bedingten Zeitumstellung beleuchtet 
wurden, ist im Gange, und einige 
Mitgliedstaaten haben bereits ihre 
Präferenz für die Abschaffung solcher 
Regelungen zum Ausdruck gebracht. 
Dieselbe Bereitschaft, die halbjährlichen 
jahreszeitlich bedingten Zeitumstellungen 
abzuschaffen, äußerten 4,6 Millionen 
Bürger, d. h. 84 % der Befragten, bei 
einer öffentlichen Anhörung, die die 
Kommission im Sommer 2018 
durchführte. Angesichts dieser 
Entwicklungen muss gewährleistet werden, 
dass der Binnenmarkt ordnungsgemäß und 
ohne erhebliche Störungen funktioniert, die 
durch abweichende Regelungen der 
Mitgliedstaaten hervorgerufen werden 
könnten. Es ist daher angebracht, die 
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halbjährliche jahreszeitlich bedingte 
Zeitumstellung auf koordinierte und 
einheitliche Weise abzuschaffen.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Die Gebiete der Mitgliedstaaten 
der EU sind in drei verschiedenen 
Zeitzonen oder Standardzeiten 
zusammengefasst, nämlich UTC, UTC+1 
und UTC+2. Da sich die EU über ein 
großes Gebiet von Norden nach Süden 
erstreckt, unterscheiden sich die 
Tageslichtauswirkungen der Uhrzeit 
innerhalb der EU. Daher müssen die 
Mitgliedstaaten die geografischen Aspekte 
der Zeit unbedingt berücksichtigen – d. h. 
die natürlichen Zeitzonen und die 
geografische Lage –, bevor sie ihre 
Zeitzonen ändern. Die Mitgliedstaaten 
werden aufgefordert, die Bürger und die 
einschlägigen Interessenträger zu 
konsultieren, bevor sie ihre Zeitzonen 
ändern.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Diese Richtlinie sollte das Recht 
jedes Mitgliedstaats unberührt lassen, über 
die Standardzeit bzw. Standardzeiten für 
die seiner Rechtshoheit unterliegenden 
Gebiete zu entscheiden, die unter den 
räumlichen Geltungsbereich der Verträge 
fallen, sowie über weitere diesbezügliche 
Änderungen. Um jedoch sicherzustellen, 
dass das Funktionieren des Binnenmarktes 
nicht dadurch beeinträchtigt wird, dass 

(5) Diese Richtlinie sollte das Recht 
jedes Mitgliedstaats unberührt lassen, über 
die Standardzeit bzw. Standardzeiten für 
die seiner Rechtshoheit unterliegenden 
Gebiete, die unter den räumlichen 
Geltungsbereich der Verträge fallen, sowie 
über weitere diesbezügliche Änderungen 
zu entscheiden. Um jedoch zu verhindern, 
dass das Funktionieren des Binnenmarktes 
in erheblichem Maße beeinträchtigt wird, 
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einige Mitgliedstaaten weiterhin 
Sommerzeitregelungen anwenden, sollten 
die Mitgliedstaaten davon absehen, die 
Standardzeit in einem ihrer Rechtshoheit 
unterliegenden Gebiet aus jahreszeitlich 
bedingten Gründen zu ändern, auch nicht 
als Wechsel der Zeitzone. Um Störungen 
unter anderem im Verkehr, in der 
Kommunikation und in anderen 
betroffenen Sektoren so gering wie 
möglich zu halten, sollten sie die 
Kommission außerdem rechtzeitig über 
ihre Absicht in Kenntnis setzen, ihre 
Standardzeit zu ändern und erst danach 
die mitgeteilten Änderungen vornehmen. 
Die Kommission sollte auf der Grundlage 
dieser Mitteilung alle anderen 
Mitgliedstaaten davon in Kenntnis setzen, 
damit sie alle erforderlichen Maßnahmen 
ergreifen können. Außerdem sollte sie zur 
Unterrichtung der Öffentlichkeit und der 
Interessenträger diese Informationen 
veröffentlichen.

sollten die Mitgliedstaaten davon absehen, 
die Standardzeit in einem ihrer 
Rechtshoheit unterliegenden Gebiet aus 
jahreszeitlich bedingten Gründen zu 
ändern, auch nicht als Wechsel der 
Zeitzone. Um Störungen unter anderem im 
Verkehr, in der Kommunikation und in 
anderen betroffenen Bereichen so gering 
wie möglich zu halten, sollten 
Mitgliedstaaten, die ihre Standardzeit 
ändern möchten, die Kommission und alle 
übrigen Mitgliedstaaten spätestens neun 
Monate vor dem Wirksamwerden der 
geplanten Änderung in Kenntnis setzen 
und erst danach die mitgeteilten 
Änderungen vornehmen. Die Kommission 
sollte auf der Grundlage dieser Mitteilung 
die Auswirkungen der geplanten 
Zeitänderung auf das Funktionieren des 
Binnenmarktes bewerten. Außerdem sollte 
sie zur Unterrichtung der Öffentlichkeit 
und der Interessenträger diese 
Informationen veröffentlichen.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Um eine einheitliche Umsetzung 
dieser Richtlinie zu gewährleisten, sollten 
die Mitgliedstaaten ihre Entscheidung 
über die vorgesehenen Standardzeiten im 
Voraus durch die Einrichtung eines 
Koordinierungsgremiums abstimmen, 
damit sich die Mitgliedstaaten innerhalb 
einer Zeitzone nicht für unterschiedliche 
Standardzeiten entscheiden. Das 
Koordinierungsgremium sollte aus einem 
Vertreter der Kommission und je einem 
benannten Vertreter jedes Mitgliedstaats 
bestehen. Die Kommission sollte die 
Koordinierung erleichtern und bewerten, 
wie sich die mitgeteilte Entscheidung auf 
das ordnungsgemäße Funktionieren des 
Binnenmarktes auswirken würde. Die 
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Entscheidung, ob die geplante 
Zeitänderung angewandt wird, fällt nach 
Rücksprache und Koordinierung mit 
anderen Mitgliedstaaten in die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Daher ist es notwendig, die 
Harmonisierung des durch die 
Sommerzeitregelung gemäß der 
Richtlinie 2000/84/EG abgedeckten 
Zeitraums zu beenden und gemeinsame 
Regeln einzuführen, die die 
Mitgliedstaaten daran hindern, je nach 
Jahreszeit unterschiedliche Zeitregelungen 
anzuwenden, indem sie ihre Standardzeit 
im Laufe des Jahres mehr als einmal 
ändern, und die Verpflichtung festzulegen, 
geplante Änderungen der Standardzeit 
mitzuteilen. Ziel dieser Richtlinie ist es, 
einen entscheidenden Beitrag zum 
reibungslosen Funktionieren des 
Binnenmarkts zu leisten, und sie sollte sich 
daher auf Artikel 114 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union in 
der Auslegung der ständigen 
Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union stützen.

(6) Daher ist es notwendig, die 
Richtlinie 2000/84/EG zur 
Sommerzeitregelung aufzuheben und 
gemeinsame Regeln einzuführen, die die 
Mitgliedstaaten daran hindern, je nach 
Jahreszeit unterschiedliche Zeitregelungen 
anzuwenden, und die Verpflichtung 
festzulegen, geplante Änderungen der 
Standardzeit mitzuteilen und ihre 
Auswirkungen zu bewerten. Anschließend 
sollten die Kommission und die übrigen 
Mitgliedstaaten die Auswirkungen der 
geplanten Änderung auf das 
Funktionieren des Binnenmarktes 
bewerten, um erhebliche Störungen zu 
verhindern. Ziel dieser Richtlinie ist es, 
einen entscheidenden Beitrag zum 
reibungslosen Funktionieren des 
Binnenmarkts zu leisten, und sie sollte sich 
daher auf Artikel 114 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union in 
der Auslegung der ständigen 
Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union stützen.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Diese Richtlinie sollte ab dem 
1. April 2019 gelten, sodass die letzte 

(7) Es gilt unbedingt zu vermeiden, 
dass sich die Mitgliedstaaten für 
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Sommerzeit, die den Vorschriften der 
Richtlinie 2000/84/EG unterliegt, in allen 
Mitgliedstaaten am 31. März 2019 um 
1.00 Uhr (Koordinierte Weltzeit) beginnt. 
Die Mitgliedstaaten, die beabsichtigen, 
nach Ablauf dieser Sommerzeit eine 
Standardzeit festzulegen, die der Zeit 
entspricht, die während des 
Winterhalbjahres gemäß der Richtlinie 
2000/84/EG galt, sollten ihre Standardzeit 
am 27. Oktober 2019 um 1.00 Uhr 
(Koordinierte Weltzeit) ändern, damit 
vergleichbare und dauerhafte 
Zeitumstellungen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten gleichzeitig stattfinden. Es 
ist wünschenswert, dass die 
Mitgliedstaaten in abgestimmter Weise die 
Entscheidungen über die Standardzeit 
treffen, die jeder von ihnen ab 2019 
anwenden wird.

verschiedene Standardzeiten entscheiden. 
Deshalb müssen sie ausreichend Zeit 
haben, damit sie ein einheitliches und 
koordiniertes Vorgehen befolgen können. 
Diese Richtlinie sollte ab dem 30. März 
2020 gelten, sodass die letzte Sommerzeit, 
die den Vorschriften der Richtlinie 
2000/84/EG unterliegt, in allen 
Mitgliedstaaten am 29. März 2020 um 
1.00 Uhr (Koordinierte Weltzeit) beginnt. 
Die Mitgliedstaaten, die beabsichtigen, 
nach Ablauf dieser Sommerzeit eine 
Standardzeit festzulegen, die der Zeit 
entspricht, die während des 
Winterhalbjahres gemäß der Richtlinie 
2000/84/EG galt, sollten ihre Standardzeit 
am 25. Oktober 2020 um 1.00 Uhr 
(Koordinierte Weltzeit) ändern, damit 
vergleichbare und dauerhafte 
Zeitumstellungen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten gleichzeitig stattfinden. Es 
ist wünschenswert, dass die 
Mitgliedstaaten in abgestimmter Weise die 
Entscheidungen über die Standardzeit 
treffen, die jeder von ihnen ab 2020 
anwenden wird.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Ungeachtet Absatz 1 können die 
Mitgliedstaaten ihre Standardzeit bzw. 
Standardzeiten im Jahr 2019 jahreszeitlich 
bedingt ändern, und zwar am 27. Oktober 
2019 um 1.00 Uhr (Koordinierte Weltzeit). 
Die Mitgliedstaaten teilen diese 
Entscheidung gemäß Artikel 2 mit.

2. Ungeachtet des Absatzes 1 können 
die Mitgliedstaaten ihre Standardzeit bzw. 
Standardzeiten im Jahr 2020 jahreszeitlich 
bedingt ändern, und zwar am 25. Oktober 
2020 um 1.00 Uhr (Koordinierte Weltzeit). 
Die Mitgliedstaaten teilen ihre 
Entscheidung, ob sie diese letzte 
jahreszeitlich bedingte Änderung ihrer 
Standardzeit bzw. -zeiten vornehmen 
wollen, sechs Monate vor dem 
Wirksamwerden der Änderung mit.
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Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Kommission veröffentlicht 
diese Information unverzüglich im 
Amtsblatt der Europäischen Union und 
beruft binnen eines Monats ab Erhalt 
einer Mitteilung eine Sitzung im Rahmen 
des Koordinierungsgremiums nach 
Artikel 2a ein.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Beschließt ein Mitgliedstaat, seine 
Standardzeit bzw. Standardzeiten in einem 
seiner Rechtshoheit unterliegenden Gebiet 
zu ändern, so teilt er dies unbeschadet des 
Artikels 1 der Kommission mindestens 
sechs Monate vor dem Wirksamwerden 
der Änderung mit. Hat ein Mitgliedstaat 
eine solche Mitteilung gemacht und diese 
nicht mindestens sechs Monate vor dem 
Wirksamwerden der geplanten Änderung 
zurückgezogen, so wendet der 
Mitgliedstaat diese Änderung an.

1. Beschließt ein Mitgliedstaat, seine 
Standardzeit bzw. Standardzeiten in einem 
seiner Rechtshoheit unterliegenden Gebiet 
zu ändern, so teilt er seine Entscheidung, 
seine Standardzeit bzw. -zeiten in einem 
Gebiet seines Hoheitsgebiets zu ändern, 
unbeschadet des Artikels 1 der 
Kommission und allen anderen 
Mitgliedstaaten mindestens neun Monate 
vor dem Wirksamwerden der Änderung 
mit.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Kommission unterrichtet die 
anderen Mitgliedstaaten innerhalb eines 
Monats nach der Mitteilung darüber und 
veröffentlicht diese Informationen im 
Amtsblatt der Europäischen Union.

2. Die Kommission veröffentlicht 
diese Information unverzüglich im 
Amtsblatt der Europäischen Union und 
beruft binnen eines Monats ab Erhalt 
einer Mitteilung eine Sitzung im Rahmen 
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des Koordinierungsgremiums nach 
Artikel 2a ein.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 2a
1. Mit dieser Richtlinie wird ein 
Koordinierungsgremium mit dem Ziel 
eingerichtet, einen einheitlichen Ansatz 
für die Zeitregelungen in der gesamten 
Union zu gewährleisten und die 
Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission bei 
der Bewertung der Auswirkungen einer 
Entscheidung zur Änderung der 
Standardzeit oder der Standardzeiten auf 
das Funktionieren des Binnenmarktes zu 
stärken.
2. Das in Absatz 1 genannte 
Koordinierungsgremium besteht aus je 
einem Vertreter jedes Mitgliedstaats und 
einem Vertreter der Kommission.
3. Teilt ein Mitgliedstaat der 
Kommission seine Entscheidung nach 
Artikel 1 Absatz 2 oder nach Artikel 2 
Absatz 1 mit, fordert die Kommission die 
Mitgliedstaaten auf, die möglichen 
Auswirkungen der geplanten Änderung 
auf das Funktionieren des Binnenmarktes 
zu bewerten und zu erörtern, um 
erhebliche Beeinträchtigungen zu 
verhindern.
4. Ist die Kommission auf der 
Grundlage der in Absatz 3 genannten 
Bewertung der Auffassung, dass die 
geplante Änderung das ordnungsgemäße 
Funktionieren des Binnenmarktes 
erheblich beeinträchtigen wird, so 
unterrichtet sie den mitteilenden 
Mitgliedstaat davon.
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5. Spätestens vier Monate vor dem 
Wirksamwerden der geplanten Änderung 
entscheidet der mitteilende Mitgliedstaat, 
ob er seine Entscheidung widerruft oder 
daran festhält. Beschließt der mitteilende 
Mitgliedstaat, an seiner Entscheidung 
festzuhalten, gibt er eine Erklärung ab, in 
der er sich mit den nachteiligen 
Auswirkungen der Änderung auf den 
Binnenmarkt befasst.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Kommission legt bis spätestens 
31. Dezember 2024 dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht über 
die Anwendung der Richtlinie vor.

1. Die Kommission legt bis spätestens 
... [4 Jahre nach Beginn der Anwendung 
dieser Richtlinie] dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht über 
die Anwendung der Richtlinie vor.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der 
Kommission die einschlägigen 
Informationen bis spätestens 30. April 
2024.

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der 
Kommission die einschlägigen 
Informationen bis spätestens ... [3 Jahre 
nach Beginn der Anwendung dieser 
Richtlinie].

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und 
veröffentlichen bis spätestens 1. April 2019 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und 
veröffentlichen bis spätestens 30. März 
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die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
die erforderlich sind, um dieser Richtlinie 
nachzukommen. Sie teilen der Kommission 
unverzüglich den Wortlaut dieser 
Vorschriften mit.

2020 die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich 
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. 
Sie teilen der Kommission unverzüglich 
den Wortlaut dieser Vorschriften mit.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab 
dem 1. April 2019 an.

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab 
dem 30. März 2020 an.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 5 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Richtlinie 2000/84/EG wird mit 
Wirkung vom 1. April 2019 aufgehoben.

Die Richtlinie 2000/84/EG wird mit 
Wirkung vom 30. März 2020 aufgehoben.
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